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Satzung der Gemeinde Apen 
 

über die Erhebung von Beiträgen  
 

für die Abwasserbeseitigung  
 
 

vom 20.03.1990 
gültig ab 01.05.1990 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 14 vom 06.04.1990 
 

1. Änderungssatzung vom 06.11.1990 
gültig ab 01.01.1991 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 46 vom 16.11.1990 
 

2. Änderungssatzung vom 26.11.1991 
gültig ab 01.01.1992 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 49 vom 06.12.1991 
 

3. Änderungssatzung vom 22.09.1992 
gültig ab 05.12.1992 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 49 vom 04.12.1992 
 

4. Änderungssatzung vom 10.11.1992 
gültig ab 01. Januar 1993 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 51 vom 18.12.1992 
 



5. Änderungssatzung vom 21.12.1993 
gültig ab 01.01.1994 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 50 a vom 30.12.1993 
 

6. Änderungssatzung vom 18.12.2001 
gültig ab 01.01.2002 

veröffentlicht in der Nordwest-Zeitung am 28.12.2001 
 

7. Änderungssatzung vom 06.02.2007 
gültig ab 01.01.2007 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 7 am 23.02.2007 
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Abwasserbeseitigungsbeitragssatzung 
 
 

Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fas-
sung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 703), und der §§ 1, 2 und 6 des Niedersächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 11.02.1992 (Nds. GVBl. S. 29), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 703), hat der Rat der Gemeinde 
Apen folgende Satzung beschlossen: 
(Beschlussdaten siehe Deckblatt) 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde Apen betreibt ihre Anlagen für die Beseitigung der Abwässer als öf-

fentliche Einrichtungen nach Maßgabe der Satzung der Gemeinde Apen über die 
Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 23.06.1987 (Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Weser-Ems Nr. 27 vom 03.07.1987). 

 
(2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge zur Deckung des 

Aufwandes für die öffentliche Abwasseranlage bzw. für nutzbare Teile von ihr (Auf-
wandsspaltung) einschließlich der Kosten für den ersten Grundstücksanschluß 
(Abwasserbeiträge bzw. Abwasserteilbeiträge), sowie Kostenerstattungen für zu-
sätzliche Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz). 

 
 

§ 2 
Grundsatz 

 
(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Abwassergebühren oder auf 

andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbes-
serung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlage bzw. nutzbarer Teile von 
ihr Abwasserbeiträge als Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnah-
me gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile. 

 
(2) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten für den ersten Grundstücksanschluß 

(Anschlußleitung vom Hauptsammler bis einschließlich Revisionsschacht auf dem 
Grundstück). 
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§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentliche Abwasseranlage 

angeschlossen werden können und für die 
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut 

oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach 

der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung an-
stehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen, 

so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht erfüllt sind. 

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürger-

lich-rechtlichen Sinne. Im Einzelfall gelten mehrere solcher Grundstücke dann als 
ein Grundstück, wenn sie als wirtschaftliche Einheit den Gebrauchsvorteil aus der 
Anschlussmöglichkeit an die Abwasseranlage haben. Wenn bei wirtschaftlicher Be-
trachtungsweise für Teilflächen eines Grundstücks eine selbständige Bebauungs- 
und Anschlussmöglichkeit besteht, so ist jede solche Teilfläche als Grundstück im 
Sinne dieser Satzung anzusehen. 
Das gilt auch für Doppel- oder Reihenhäuser, wenn sie auf einem Grundstück im 
grundbuchrechtlichen Sinne stehen, und zwar auch dann, wenn sie durch einen 
einheitlichen Grundstücksanschluss mit dem Hauptentwässerungskanal in der 
Straße verbunden sind. 

 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab/Beitragsfläche 

 
(1) Der Abwasserbeitrag wird für die Schmutzwasserbeseitigung nach einem nut-

zungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet. 
 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für das 1. 

Vollgeschoß 25 %  und für jedes weitere Vollgeschoß 15 % der Grundstücksfläche 
in Ansatz gebracht. Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonder-
heiten des Bauwerkes nicht feststellbar, werden bei industriell genutzten Grundstü-
cken je angefangene 2,80 m und bei allen in anderer Weise genutzten Grundstü-
cken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet. 

    
(3) Als Grundstücksfläche gilt 

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die ge-
samte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausrei-

chen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin 
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
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c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht, die Gesamtfläche 

des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen dem Grundstück, in 
dem der Hauptsammler verläuft (Hauptsammlergrundstück) und einer im 
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, die nicht 
an das Hauptsammlergrundstück angrenzen oder lediglich durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit dem Hauptsammlergrundstück verbunden 
sind, die Fläche zwischen der dem Hauptsammlergrundstück zugewandten 
Grundstücksseite und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Paralle-
len, 

 
d) bei Grundstücken, die über die sich nach Buchstaben a) bis c) ergebenden 

Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen 
dem Hauptsammlergrundstück bzw. im Fall von Buchstabe c) der dem 
Hauptsammlergrundstück zugewandten Grundstücksseite und einer Paralle-
len hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder 
gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne Bebau-

ung festgesetzt ist oder die tatsächlich so genutzt werden (z. B. Schwimm-
bäder, Campingplätze), 50 % der Grundstücksfläche, 

 
f) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) das Siebenfa-

che der Grundfläche der an die Abwasseranlage anzuschließenden Baulich-
keiten. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zuge-
ordnet, daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwän-
den der Baulichkeiten verlaufen. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt 
 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte Zahl der zulässi-
gen Vollgeschosse, 

 
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse 

nicht festgesetzt ist, sondern nur eine Baumassenzahl angegeben ist, die 
durch 2,8 geteilte Baumassenzahl auf ganze Zahlen gerundet, 

 
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garage oder Stellplätze errichtet werden 

dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß, 
 

d) die Zahl der tatsächlichen Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen 
oder Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach Buchstabe a) und b) 
überschritten wird, 

 
e) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan die Zahl der 

Vollgeschosse bzw. die Baumassenzahl nicht bestimmt sind, 
 

aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse, 
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bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Vollgeschosse, 

 
f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt 

ist oder die tatsächlich so genutzt werden (z. B. Schwimmbäder), wird ein 
Vollgeschoß angesetzt. 

 
 

§ 5 
Beitragssatz 

 
(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der Abwasseranlage beträgt 7,40 Euro pro 

Quadratmeter Beitragsfläche. 
 

(2) Die Beitragssätze für die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Abwas-
seranlage bzw. nutzbare Teile von ihr und für die Herstellung nutzbarer Teile der 
Abwasseranlage werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in 
einer besonderen Satzung festgelegt. 

 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-

gentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 
so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger über. 

Die etwaige persönliche Haftung des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Herstellung der betriebsfertigen Abwasseranla-

ge vor dem Grundstück einschl. der Fertigstellung des ersten Grundstücksan-
schlusses. 

 
(2) Beiträge können auch für einzelne Teile der öffentlichen Abwasseranlage erhoben 

werden, sobald diese Teile selbständig für das Grundstück benutzbar sind. 
 
(3) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluß. 

 
 

§ 8 
Vorausleistung 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. 
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§ 9 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntga-
be des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 
 

§ 10 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des im § 
4 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 
 

§ 10 a 
Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück 

einen weiteren Grundstücksanschluß oder für eine von einem Grundstück, für das 
die Beitragspflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück ver-
selbständigte Teilfläche einen eigenen Grundstücksanschluß für die zentrale öffent-
liche Abwasseranlage her (zusätzliche Grundstücksanschlüsse), so sind der Ge-
meinde die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder Be-
seitigung der zusätzlichen Grundstücksanschlüsse in der tatsächlich entstandenen 
Höhe zu erstatten. 

 
(2) Die §§ 6 und 8 gelten entsprechend. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des An-

schlusses. 
 
(4) Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. 
 

 
§ 11 

Auskunftspflicht 
 
(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben der Gemeinde jede Auskunft zu 

erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 
 
(2) Die Gemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft ver-

pflichteten Personen haben dieses zu ermöglichen und in dem erforderlichen Um-
fange zu helfen. 
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§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen § 11 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 
Abs. 2 Nr. 2 NKAG. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
(siehe Deckblatt) 


	30 10 66 03 Deckblatt
	Abwasserbeseitigungsbeitrag_06.02.2007

